
 

 

 

  

Schriftliche Anfrage betreffend verschärfte Kontrollen in den Basler Moscheen und 
Räumlichkeiten muslimischer Vereinigungen 
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Die jüngsten Aussagen verschiedener Imame und Vertreter muslimischer Vereinigungen haben die Bevölkerung 
aufgeschreckt und politische Parteien von links bis rechts zu Stellungnahmen bewogen. Offensichtlich ist die 
jahrelange selbst bezeichnete fortschrittliche Integrationspolitik des Kantons Basel-Stadt klar gescheitert.  

Das ständige Besänftigen der Bevölkerung und Schönreden der vielen Problematiken bei der Integration hat ein 
jähes Ende gefunden und selbst den Regierungspräsidenten wachgerüttelt.  

Vor laufender Kamera teilt der Vorsteher des Präsidialdepartementes mit, dass er Moschee-Vereine klar 
kontrollieren möchte und verlangt mehr Toleranz, Respekt und Integration ihrer Mitglieder. Als weitere Bedingung 
wird das Erlernen der deutschen Sprache erwähnt.  

Von den Muslim-Vereinen wird kundgetan, dass sie sich selbst kontrollieren möchten, was einige Fragen aufwirft.  

Nun bitte ich den Regierungsrat um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie beurteilt er das Vertrauen der Bevölkerung in Bezug auf die Selbstkontrollen in den Moscheen?  

2. Wie steht der Regierungsrat den Selbstkontrollen gegenüber? 

3. Wie gedenkt er eine staatliche Kontrolle in den Moscheen und Räumlichkeiten muslimischer 
Vereinigungen durchzuführen? 

4. Nach welchen Kriterien wird kontrolliert? 

5. Wie häufig werden Kontrollen durchgeführt? 

6. Wer (welche Abteilung) wird die Kontrollen durchführen? 

7. Wie wird kontrolliert und durchgesetzt, dass die Integrationsbedingungen eingehalten werden? 

8. Wie will er erreichen, dass die Integrationsstelle nicht weiterhin die Schweizer in die Pflicht nimmt, sondern 
die zu Integrierenden?  

Lorenz Nägelin 

 

 

 


